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Vorbemerkung




 




Im

Rahmen einer umfangreicheren Arbeit über die struktur- und systemverändernden Bergrechtsreformen

in Preußen und Österreich und deren Auswirkungen auf die soziale Lage der Bergleute

in der Mitte des 19. Jh. wurde festgestellt, dass über den österreichischen

Bergbau, insbesondere den Kohlebergbau, weit weniger Literatur verfügbar ist

als über den deutschen Bergbau. Nur rudimentär und verstreut werden in einigen

Quellen, die regional stark abgegrenzt sind oder eher den Charakter von

Heimatchroniken haben, Teilbereiche des Bergrechts und des Bergbaus erwähnt. 




Es

wurde daher mit dieser Abhandlung der Versuch unternommen, eine Übersicht über

die soziale Lage im österreichischen Bergbau zusammenzustellen, auch um auf

dieser Übersicht aufbauend konkretisierende und weitergehende Fragen für das

Hauptwerk generieren zu können. Wo in leider zahlreichen Punkten keine

Informationen zur österreichischen Situation ermittelt werden konnten, wurde

zur Abrundung des Gesamtbildes der Blick auf die soziale Lage der Bergleute und

die Gegebenheiten in Preußen bzw. dem Deutschen Reich geworfen. 




Der

Begriff Bergbau insgesamt ist umfassend und beinhaltet sowohl den metallischen

Erzabbau, den Salzabbau, die Gewinnung von Edelsteinen und Gesteinsarten bis

hin zum Braun- und Steinkohleabbau. In dieser Abhandlung beschränken sich die

Angaben auf den Kohleabbau. 




 











Einleitung




 




Die

Entwicklung der volkswirtschaftlichen, sozialen und rechtlichen Verhältnisse

des Bergbaus und der Bergleute bis zum Ende des 19. Jh.




Wenn

man sich mit dem Stand der sozialen Lage im Bergbau beschäftigen will, ist es

unverzichtbar, einen Blick auf die Entwicklung des Bergbaus insgesamt, des

früheren und aktuelleren Bergrechts und der Arbeits-verhältnisse zu werfen, da

sich die Verhältnisse ab der österreichischen Bergrechtsreform 1854 aus diesen

früheren Zuständen heraus entwickelt haben.




Bereits

vor über 10.000 Jahren waren die Ostalpen Abbaugebiet und Versorgungsregion für

Silex und Bergkristall mit transalpinen Austauschbeziehungen.[1] Seit dem

5./4. Jh. v. Chr. wurde in Hallein[2]

Salz abgebaut, das Salzbergwerk Hallstatt bezeichnet sich als ältestes

Salzbergwerk der Welt.[3]

Einige Bergwerke aus dem klassischen Altertum waren vielleicht mit einigen

Unterbrechungen über Jahrtausende in Betrieb. Im Altertum bis hin zum Mittelalter

wurde überwiegend nach metallischen Erzen gegraben. Insoweit beschreibt

Agricola[4]

in seinen Schriften umfassend die Entstehung, Prüfung und Gewinnung der Erze

und mineralischen Stoffe und Metalle und verbindet damit konsequenterweise das

Hüttenwesen, wodurch die gewonnenen Erze erst die Metalle frei geben, damit sie

weiterverarbeitet und genutzt werden können. Der Abbau der Mineralien erfolgte

vorwiegend in Tagebau oder bodennah in Gruben oder horizontal in den Berg

getriebenen Gängen, wobei das Salzbergwerk in Hallstatt bereits 100 m tief

unter der Oberfläche lag. Die Gewinnung und Nutzung von Kohle begann in

Österreich[5]

erst im 16. Jahrhundert[6]

in signifikantem Umfang und nahm an Bedeutung erst ab den 1840-er Jahren des

19. Jh. stark zu[7].

Die charakteristische Betriebsform war früher der Kleinbetrieb auf genossenschaftlicher

Grundlage. Die Bergleute waren zu-gleich Eigentümer oder Teilhaber der Gruben.

In den alten Bergordnungen wurden sie als Gewerken bezeichnet. Teilweise

vergaben diese Gewerken Teile des Bergwerks als Lehen an andere Bergleute, die

diesen Bereich als Lehnshauer auf eigene Rechnung aus-beuteten und teilweise selbst

Bergarbeiter anstellten. Für den Bergbau war nach damaligen Verhältnissen bei

der Arbeit unter Tage, im Berg, eine besondere Kunst-fertigkeit erforderlich,

wodurch sich im Zusammenhang mit der abgeschiedenen Lage der Bergwerke ein

gewisses Standesbewusstsein ausbildete, das sogar von den Landesherren mit

verschiedenen Privilegien ausgestattet wurde. Bergleute durften teilweise Waffen

tragen, genossen Freizügigkeit und Steuerfreiheit, Befreiung von Einquartierungen

und vom Militärdienst, besondere Niederlassungsrechte, eine eigene Gerichts-barkeit

und einiges mehr. Da Bergbaukenntnisse sehr gesucht waren und von den

Landesherren als obersten Bergherren die Bedeutung des Bergbaus immer höher

eingeschätzt wurde, bestand eben auch wegen der gewährten Freizügigkeit eine

große länderübergreifende Wanderungsbereitschaft. So ist es auch erklärlich,

dass sich die alten regionalen Bergordnungen aus weit entfernten Gegenden recht

ähnlich sind. Bei zunehmender Bedeutung als Einnahmequelle wurde aber auch schon

von den Bergherren versucht, diese Wanderbereitschaft der Knappen durch

Regelung der Entlassung und Einstellung einzuschränken.[8] 




Nachdem

der Bergbau durch den 30-jährigen Krieg stark gelitten hatte, waren zur

Wiederbelebung des Bergbaus große Anstrengungen erforderlich, sogenannte Berg-baulustige

zu finden und die aufgelassenen Gruben wieder in Betrieb zu nehmen und neue

Gruben zu erschließen. Dazu wurden die Rechtsverhältnisse des Aufsuchens,

Muthens und Schürfens sowie die Rechtsverhältnisse der Bergleute von den

jeweiligen Landesherren nun in landesweit geltenden Bergordnungen ausführlich geregelt.

Der österreichische Staat versuchte, durch Erlass globaler Bergordnungen[9],[10] zunehmend

mehr Einfluss auf das Bergwesen zu bekommen. Vorbild war das sächsische

Bergrecht[11],

wo sich seit dem 16. Jahrhundert das sogenannte Direktionsprinzip[12] entwickelte

und wodurch die Freiheiten der Bergstädte zugunsten der Zentralmacht

eingeschränkt wurden.[13]

Das Direktionsprinzip, wie es sich in Sachsen und später auch in Preußen und

anderen deutschen Staaten ausbildete, konnte in Österreich aber nicht so

weitgehend durch-gesetzt werden. Wohl regelte der Staat umfänglich das

Bruderladenwesen und hier insbesondere das Pro-visionswesen[14] und

verpflichtete auch die Bergwerke, die Voranschläge und Produktions- und

Verkaufs-ergebnisse an die Hofkammer zu melden.[15] Auch konnte

die Bergaufsicht verlangen, dass ein sachkundiger Werkleiter eingesetzt wurde,

wenn der Gewerke selbst keine ausreichenden Bergkenntnisse besaß.[16] Eine

tatsächliche Leitung der Privat-Bergwerke durch staatliche Bergbeamte fand

jedoch nicht statt.




Zu

Beginn des 19. Jahrhunderts setzte in allen Bergbauländern Europas ein

tiefgreifender Umschwung ein. Die zunehmende Industrialisierung und damit die

Nachfrage nach Eisen- und Stahlprodukten führte in Österreich in den 1840-er

Jahren zu einer ungeheuren Steigerung des Kohlebedarfs in den Eisenwerken, die

zunehmende Dampfkraft erforderte ebenfalls entsprechenden Brennstoff.[17] Noch 1853

erschienen aber Artikel, mit denen die Bedeutung der Kohle für die

Volkswirtschaft betont und deren häufigere Ver-wendung, auch in Gasform zur

Beleuchtung, befürwortet wurde.[18]

Mit der damaligen, immer noch mittelalterlich geprägten Bergwerksproduktion

konnte der Bedarf nicht befriedigt werden. Statt der jahrhundertelangen eher lokalen

Bedarfsbefriedigung[19]

wurde eine Massen- und Marktproduktion[20]

erforderlich.  




In

Österreich-Ungarn[21]

betrug die Kohlegewinnung im Jahresmittel 1823 - 1827 nur rd. 160.000 t, im

Jahres-mittel 1843 - 1847 etwa 710.000 t und im Jahr 1854 bereits etwa 1,86

Mill. t.[22]

Danach wuchs die Kohle-gewinnung von rd. 3,5 Mill. t im Jahr 1860 auf gut 39

Mill. t im Jahr 1900.[23]






Noch

gewaltiger war die Produktionssteigerung in den ergiebigen Kohlerevieren des

Königreichs Preußen. Allein im westfälischen Oberbergamtsbezirk Dortmund stieg

die Produktion im Zeitraum 1860 bis 1900 von 4,3 Mill. t auf 59 Mill. t bei

gleichzeitiger Konzentration der Produktionsstätten von 282 Werken im Jahr 1860

auf 164 Werke im Jahr 1900.[24]

Für Österreich konnten keine Angaben zur Anzahl der Werke ermittelt werden. 




Die

Gesetzgebung musste sich, auch wegen veränderter Rahmenbedingungen nach

1848/49, den veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen auf Druck der Werksinteressenten

anpassen. Die liberale Wirtschaftsdoktrin forderte eine Aufhebung des

Direktionsprinzips, die in vielen deutschen Staaten in den 1850er und 1860er

Jahren durch entsprechende Gesetzesänderungen er-folgte. In Österreich lag die

Hauptkritik an der Abgabenbelastung durch den Zehnten. Insbesondere die

Zechengruben- und Hüttenbesitzer aus Böhmen, die aufgrund mittelalterlicher

Regelungen den dortigen Grundherren abgabepflichtig waren, beklagten die mangelnde

Konkurrenzfähigkeit ihrer Produkte. Zudem ließen die nach den alten

Bergordnungen zugewiesenen Maße der Abbaufelder keinen Großbetrieb zu. Nach

zahlreichen Entwürfen, deren erste noch weit vor den Revolutionsjahren lagen, wurde

schließlich am 23. Mai 1854 das Allgemeine österreichische Berggesetz für den

gesamten Bereich der Monarchie erlassen.[25]

Das völlig zersplitterte bisherige Bergrecht, das durch zahlreiche

Bergordnungen in den Kronländern und zahllose Einzelfallregelungen geregelt

wurde, war auf einheitliche Rechtsgrundsätze gestellt worden. 




In

Preußen wurde dagegen nach mehreren Vorschalt-gesetzen erst 1865 ein

allgemeines Berggesetz verabschiedet. Das Direktionsprinzip wurde bereits durch

das sogenannte Miteigentümergesetz vom 12. Mai 1851[26] weitgehend abgeschafft

und die Zechenbesitzer konnten nun endlich auf ihren Werken frei bestimmen, die

Abgaben wurden gesenkt und nach der individualistisch-physiokratischen

Anschauung dieser Zeit wurde der Abschluss von Arbeitsverträgen dem freien

Übereinkommen über-lassen. 




Tatsächlich

trat nun eine sicherlich erfreuliche Steigerung der Produktion und ein

sprunghafter Auf-schwung der Bergwerksindustrie ein. Dieser Auf-schwung ging

jedoch Hand in Hand mit einer von den Bergleuten beklagten fortwährenden

Verschlechterung der Arbeitsbedingungen. Die vollkommene Freiheit in der

Führung des Bergwerks bedeutete nämlich nichts anderes als eine schrankenlose

Ausnutzung des wirtschaftlich und rechtlich Schwächeren durch den Stärkeren,

des Bergarbeiters[27]

durch den Unternehmer. Mehr als deutlich drückte dies Manger in seinem

Kommentar zum Allgemeinen Berggesetz aus, indem er im Sinne des Liberalismus proklamierte,

dass selbst nach der Verabschiedung des Berggesetzes und zukünftig noch manche ‚von

Alters her eingewurzelte Vorstellungen abzuschütteln‘ wären, wonach der Berg-mannsstand

als ein bevorzugter Stand betrachtet wurde.[28]

Die Freiheiten durch das neue Gesetzt erschienen also immer noch nicht

weitreichend genug zu sein.




Die

Arbeitszeit wurde immer länger, Über- und Nebenschichten standen an der

Tagesordnung, die Zahl der Unfälle und Erkrankungen wurde immer größer, die

Behandlung der Arbeiter verschlechterte sich stetig. Die österreichische Gewerbeordnung

von 1859[29]

enthielt keinerlei Beschränkungen zur Vertragsfreiheit der

Arbeitsvertragspartner. Da das Bergwesen nicht als Gewerbe zählte[30], wäre die

Gewerbeordnung hier auch nicht anwendbar gewesen. Erst nach zwei größeren

Streiks erfolgten am 21. Juni 1884[31]

und 27. Juni 1901[32]

zwei Novellen des Berggesetzes, die verschärfte Bestimmungen über die

Beschäftigung jugendlicher Arbeiter und Frauen, über die Arbeitsdauer und die

Sonntagsruhe enthielten. Erst 1919[33]

wurde die wirkliche Arbeitszeit im österreichischen Bergbau auf 8 Stunden

täglich festgesetzt und die Kinderarbeit grundsätzlich verboten. 




Um

sich ein vollständiges Bild über die Arbeitssituation im Bergbau machen zu

können, muss man auch seine wirtschaftlichen und zum Teil auch technischen

Grundlagen näher betrachten. Obwohl im Bergbau zunächst weit weniger Menschen beschäftigt

und Werte hervorgebracht wurden als in der Landwirtschaft oder in der aufkeimenden

Industrie, besaß er doch eine relativ hohe wirtschaftliche Bedeutung, dessen

Potenzial von den Grubenbesitzern schon zu Beginn des 19.Jh. erkannt wurde. Der

Bergbau verschaffte einem zunehmend großen Teil der Bevölkerung seine

Existenzbedingungen. Seine Produkte lieferten für den häuslichen Bedarf ein

unentbehrliches Material und bildeten als wichtigster Rohstoff das Fundament

der Stahlindustrie. Für den Gang der wirtschaftlichen Güterproduktion und des

Güterabsatzes war er somit von entscheidendem Einfluss. Die Ergiebigkeit der

unterirdischen Vorräte erschien im 19. Jh. nahezu unbegrenzt. Der Bergbau

erforderte zwar, obwohl er immer zu den arbeits- und somit lohnintensiven

Industrien zählte, zunehmend große Anlagekapitalien, deren Erträge aber auch sehr

hoch sein konnten. Allerdings konnten sie marktbedingt oder wegen anderer

Unvorhergesehenheiten natürlich auch großen Schwankungen unterworfen sein. Die

Abbauwürdigkeit, also die Frage, ob wegen der Qualität und Quantität der

Lagerstätten das Mineral noch wirtschaftlich gewonnen werden kann und die unter-irdischen

Gefahren ließen sich in ihrem vollen Umfang, auch aufgrund der damaligen begrenzten

technischen Kenntnisse und Möglichkeiten, nicht vorausbestimmen.

Wasserdurchbrüche, Explosionen durch unkontrollierte Sprengungen oder

schlagende Wetter, Grubenbrände oder andere Massenunglücke konnten große

Kapitalien und Arbeitskräfte plötzlich und unvorhergesehen vernichten. Vor

allem wegen dieser Gefahren wäre ein erhöhter Bergarbeiterschutz wünschenswert

gewesen, insbesondere im Tiefbergbau. Obwohl in Österreich der Braunkohleabbau

vorherrschend war, konnte dies die allgemeinen Gefahren nicht relativieren. 




Bei

alledem konnten Produktivität und Rentabilität dennoch ständig außerordentlich gesteigert

werden. Die enorme Produktionssteigerung wurde oben schon dargestellt. Der Wert

der Förderung in Österreich verdoppelte sich allein von 1861 mit 11,3 Mill.

Gulden auf 22,6 Mill. Gulden im Jahr 1870. Für das Jahr 1897 betrug der

Produktionswert von Kohlen 78,5 Mill. Gulden[34].




Bis

zu Beginn des 20 Jh. stiegt die Auswanderung insbesondere aus den östlichen

Reichsgebieten Österreichs nach Preußen. Aufgrund des permanenten Arbeitskräftemangels

in den dortigen Kohlebezirken versuchte die österreichische Regierung, diese

Aus-wanderung zu verhindern, war damit allerdings nicht erfolgreich. Grund waren

möglicherweise die gegenüber den Mährisch-Galizisch-Ostrauischen Arbeitsverhältnissen

immer noch besseren Arbeitsbedingungen in Preußen.




Im

nachfolgenden Kapitel sollen zunächst die Umstände näher betrachtet werden,

unter denen die Bergleute ihre Arbeit verrichten mussten. Im dann folgenden

Kapitel wird dargestellt, welchen Lohn die Bergleute für die von ihnen

geforderte Arbeitsleistung erwarten durften. Das dritte Kapitel wird sich dann

noch mit den Gesundheitsverhältnissen im Bergbau beschäftigen.
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